


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 14. November 1991







Rathaus, Ratssaal 






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.14      Uhr




                       Ende: 20.15      Uhr

Sitzungsunterbrechung:

17.12 bis 17.40 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:

Frau Schalow 

Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:

Frau Schattke 




Frau Helmig

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 




Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 




Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 




Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 




Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

Es haben sich entschuldigt:  
Herr Breitkopf, Herr Nieländer, Herr Silz, Herr Stein, Herr Dr. Haass, Herr Diesel bis 16.30 Uhr, Herr Tovar, Herr Gebhardt, 

Herr Schmidt-Brodersen, Herr Löwner bis 18.00 Uhr, Herr Witt, Frau Hanowski-Zabel

Anwesende hauptamtliche 

Magistratsmitglieder:

Oberbürgermeister Luckhardt,




Bürgermeister Dr. Möllenhoff,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, 

Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter Stadtschulrat Zimmer

Außerdem sind anwesend:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode (Hauptamt)  

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Stadtpräsidentin   R e y e r


 (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die

Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 12 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß insgesamt 37 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten.


Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Bürgeranfragen/Aktuelle Stunde


Da keine Bürgeranfragen vorliegen, findet unter diesem Tagsordnungspunkt


die "Aktuelle Stunde" statt.


Als Beratungsthema ist von der F.D.P.-Ratsfraktion das Thema "Open-Air-Pop-


konzert zum 750jährigen Stadtjubiläum" angemeldet worden.


Redner der SPD-Ratsfraktion, der CDU-Ratsfraktion und der F.D.P.-Ratsfrak-


tion diskutierten das Für und Wider dieser Angelegenheit.


Kenntnis genommen.

3. Genehmigung der Tagesordnung


Die Tagesordnung ist rechtzeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden.

Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind mit Zusammenstellungen am 7. und 11. November 1991 nachgesandt und mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Außerdem ist für die Ratsmitglieder das "Kieljournal" zum Stadtjubiläum auf


den Tisch gelegt worden.


Änderungen, die sich aus der gestrigen Magistratssitzung ergeben haben:


Öffentliche Sitzung


Punkt 6 f
- Wohnnutzung des Gebäudes Sternwartenweg      - Drs. 765 -



- Geschäftliche Mitteilung -



- Zurückgezogen -


Punkt 8
- Hauptsatzung der Landeshauptstadt Kiel       - Drs. 378 -



- Zurücküberwiesen an Sonderausschuß -


Punkt 19
- Standardisierte Systeme zur Unter-           - Drs. 732 -



bringung von Restmüll- und Wertstoff-



behältern im öffentlichen Raum

- Zurücküberwiesen in den Umweltausschuß -


Punkt 37
- Vergrößerung und Höhergruppierung des        - Drs. 738 -



Philharmonischen Orchesters der Landes-



hauptstadt Kiel



- Zurückgestellt -


Punkt 38
- Überplanmäßige Personalausgaben der          - Drs. 739 -



Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für



das Bewirtschaftungsjahr 1990/1991



- Zurückgestellt -


Punkt 45
- Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrs-     - Drs. 742 -



betriebe für das Wirtschaftsjahr 1992



- Zurückgestellt bis zu den Haushalts-



beratungen -


Punkt 50
- Teillandschaftsplan Russee-Drachensee        - Drs. 360 -



- Zurückgestellt -


Nichtöffentliche Sitzung


Punkt 4
- Planung einer zentralen Bioabfall-           - Drs. 733 -



kompostierungsanlage



- Vertagt -


Punkt 5
- Bauvorhaben Heikendorfer Weg 9-27            - Drs. 712 -



(ehemaliges Anschützgebäude)



Nutzungsänderung von einem genehmigten



Hotel in eine Einrichtung für gesund-



heitliche Zwecke



- Zurückgestellt -


Punkt 12
- Grundstücksangelegenheit                     - Drs. 755 -



- Vertagt -


Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.

Bei der Vorlage zu 6 g) Resolutionsantrag Fehlbelegungsabgabe - Drs. 766 -, die fälschlicherweise als Mitteilung angemeldet worden ist, handelt es sich um einen Antrag, der als Tagesordnungspunkt 8 beraten wird.

Eine Reihe von Mitteilungen und Vorlagen befaßt sich mit der Abfallwirt​schaftsplanung Kiel und der Deponie Schönwohld. Im Einvernehmen mit dem Äl​testenrat schlägt die Stadtpräsidentin vor, diese Punkte gemeinsam zu be​handeln, und zwar folgendermaßen:

Vor Beginn des Tagesordnungspunkates 12. werden die Geschäftlichen Mittei​lungen zu Punkt 6 d) und 6 e), der Antrag zu 7 f) sowie die Vorlagen zu den Punkten 14, 15, 16, 17, 18 und 13 aufgerufen.

Nach der Generaldebatte über die Abfallbewirtschaftung wird über die ge​nannten Tagesordnungspunkte in der festgelegten Reihenfolge abgestimmt, erst danach wird Punkt 12 - Tarifänderung für das Müllheizwerk der Müllver​brennung Kiel GmbH - Drs. 725 - aufgerufen.


Das Sitzungsmaterial ist entsprechend geordnet.


Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten An-


trägen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Ratsversammlung stimmt der Dringlichkeit in allen Fällen einstimmig mit mehr als 2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung zu.


Weitere Anträge zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der geän-


derten Form fest.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 


19. September 1991


Die Niederschrift hat ausgelegen.


Einwendungen wurden nicht erhoben.


Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) stellt die Genehmigung der Nieder-


schrift fest.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Unterschriften-Aktion zum A-Orchester 


------------------------------------ 

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) berichtet, heute seien ihr 1.454 Unterschriften für die Schaffung eines A-Orchesters in Kiel übergeben worden.



Kenntnis genommen.

b) Unterschriften-Aktion "Für ein gleichberechtigtes Miteinander" 


-------------------------------------------------------------- 


Stadtpräsidentin Reyer weist auf die Unterschriftensammlung gegen Aus​länderfeindlichkeit und Rassismus hin.



Kenntnis genommen.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Umsetzung der von der Selbstverwaltung                  - Drs. 683 -



beschlossenen Anträge 



-------------------------------------- 

Die Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 22. August 1991 beschlossen, daß die Umsetzung der in die Selbstsverwaltungsgremien eingebrachten Fraktionsanträge sowie die Bearbeitung der Kleinen Anfragen in angemes​sener Zeit erfolgen soll. Es soll einmal jährlich ein Bericht erschei​nen, in dem mitgeteilt wird, wie und ob die Beschlüsse umgesetzt worden sind.

Das Hauptamt wird auf der Grundlage des Ratsinformationssystems ein ei​genes Programm entwickeln, um die Ausführung der Beschlüsse kontrollie​ren zu können und zum Stichtag 30. September eines jeden Jahres über den Stand der von der Ratsversammlung beschlossenen Fraktionsanträge im Rah​men einer Geschäftlichen Mitteilung berichten. Darüber hinaus werden zur Zeit die technischen Voraussetzungen geschaffen, damit die Fraktionen jederzeit Zugriff zum Ratsinformationssystem haben.

Sofern Anträge in die Ausschüsse verwiesen worden sind, wird deren Um​setzung durch die jeweils für die Geschäftsführung der Ausschüsse zu​ständigen Ämter überwacht und entsprechend turnusmäßig berichtet.



Kenntnis genommen

b) Vermietung von Wohnraum an Sozialhilfeempfänger         - Drs. 511 -



----------------------------------------------- 

Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 18.09.1991 zu diesem Thema eine ergänzende Vorlage gefordert, die die Beschlüsse des Sozialausschusses sowie die wesentlichen Punkte des Berichtes des Rechnungsprüfungsamtes und der Stellungnahme des Sozialamtes enthält.

Außer diesem Material wird die Geschäftliche Mitteilung des Hauptamtes vom 09.08.1991 beigefügt, die die verwaltungsmäßige Abwicklung des durch die Presse bekanntgewordenen Einzelfalles darstellt. Der Inhalt dieser Geschäftlichen Mitteilung, die bisher im Magistrat und in der Ratsver​sammlung nicht behandelt wurde, wird durch die zwischen dem Sozialamt und dem Rechnungsprüfungsamt abzuhandelnde Grundsatzthematik der Vermie​tung von Wohnraum an Sozialhilfeempfänger nicht berührt.

Die Feststellungen des Rechnungsprüfungsamtes und die Stellungnahme des Sozialamtes haben im wesentlichen folgenden Inhalt:

1. Das Rechnungsprüfungsamt hat die Unterkunftskosten für Sozialhilfe​empfänger geprüft und darüber einen Bericht verfaßt (Bericht über die Prüfung der Unterkunftskosten für Sozialhilfeempfänger in Mietwohnun​gen, Hotels und Pensionen, die durch das Sozialamt der Landeshaupt​stadt Kiel im Rahmen des BSHG übernommen werden vom 12. Juli 1991).

2. Das Sozialamt hat am 13.09.1991 dazu eine Stellungnahme gefertigt.


In seiner Stellungnahme weist das Sozialamt insbesondere auf folgen-


des hin:

-  Gemäß § 12 BSHG umfaßt der notwendige Lebensunterhalt u. a. die Kosten der Unterkunft. § 3 der Regelsatzverordnung bindet das So​zialamt durch die bestehenden Regelungen über die Bemessung der Unterkunft: Danach sind die laufenden Leistungen für die Unter​kunft in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen zu gewähren. Auch wenn die Aufwendungen den angemessenen Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der hilfebedürftigen Person nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Woh​nungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendun​gen zu senken.

-  Erst von dem Zeitpunkt an, in dem dem Hilfeempfänger eine Senkung der Unterkunftskosten zumutbar und möglich war, dieser aber von der Möglichkeit unberechtigt keinen Gebrauch gemacht hat, können die Leistungen der Sozialhilfe für die Unterkunft von den tatsäch​lichen Kosten abweichend auf einen angemessenen Umfang zurückge​führt werden (in den letzten Jahren mußte das Rechtsamt elf Klagen bezüglich der Bewilligung von Unterkunftskosten nachgeben).


-  Die vom Sozialausschuß am 20.12.1985 beschlossenen "Richtlinien

für die Übernahme von Aufwendungen für die Unterkunft bei Gewäh​rung von Hilfe zum Lebensunterhalt" wurden mit Beschluß vom 27.11.1990 neu gefaßt (Mitteilung Nr. I/136). In dieser Arbeits​grundlage für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Sozialamtes ist unter Punkt 4 das durchzuführende Verfahren bei Hilfeempfän​gern in zu großen und zu teuren Wohnungen geregelt.

Zu den hier durch das Rechnungsprüfungsamt vorgenommenen Gegen​überstellung von gezahlten Mieten gegenüber Höchstmieten und dem Endergebnis der Feststellung von Überschreitungsbeträgen muß fol​gendes mit Nachdruck betont werden:


-  Auch wenn Regelhöchstbeträge für die in der Sozialhilfe anzuerken-

nenden Mieten festgelegt sind, so sind diese nur als Richtschnur anzusehen. In keinem Bereich in der Hilfe zum Lebensunterhalt ist die Berücksichtigung des Einzelfalles gemäß § 3 BSHG so gefordert wie bei der Beurteilung der Angemessenheit der Unterkunftskosten.

Danach bedeutet Überschreitung der Tabellensätze nicht zugleich, daß ungerechtfertigt zu hohe Mieten übernommen werden.

3. Das Rechnungsprüfungsamt kann der Stellungnahme des Sozialamtes so nicht folgen und stellt vor allem folgendes fest:

Gemäß Gemeindeordnung und Rechnungsprüfungsordnung hat das Rechnungs​prüfungsamt die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns zu prüfen. Die Prüfberichte sind objektiv und unvoreingenommen zu erstatten; sie sollen nur Sachverhalte und die sich aus dem Prüfergebnis ergebenden Erkenntnisse und Vorschläge enthalten, also z. B. keine Bewertungen politischer Art.



Nach diesen gesetzlichen Vorgaben hat das Rechnungsprüfungsamt

selbstverständlich auch diesen Prüfauftrag durchgeführt, bei dem festzustellen war, ob überhöhte Mieten für Wohnungen und Zimmer im Rahmen der HzL gezahlt werden und ob das Sozialamt die Bestimmungen des BSHG und der betreffenden Beschlüsse der Selbstverwaltung konse​quent beachtet hat.

Hauptansatzpunkt der Banstandungen des Rechnungsprüfungsamtes ist, daß es das Sozialamt in einer großen Zahl der geprüften Fälle ver​säumt hat, das Verfahren gemäß § 3 Abs. 1 der Verordnung zur Durch​führung des § 20 BSHG und der Mitteilung I/136 einzuleiten oder in den geprüften und beanstandeten Akten kein Hinweis oder Vermerk über eine Prüfung der Angemessenheit der Miete seitens des Sozialamtes zu finden war: Das Rechnungsprüfungsamt mußte deshalb davon ausgehen, daß die Unterkunftskosten unangemessen waren.

Das Rechnungsprüfungsamt stellt jedoch dazu fest, daß Überschreitun​gen der Tabellenwerte nicht zugleich bedeuten müssen, daß das Sozial​amt unberechtigterweise zuviel gezahlt hat und daß das Umzugsverlan​gen wegen der Enge des Wohnungsmarktes sicherlich sehr schwer reali​sierbar ist.

4. Rechnungsprüfungsamt und Sozialamt werden versuchen, kurzfristig die noch bestehenden Differenzen hinsichtlich der Bewertung der Einzel​fälle zu klären.



Darüber hinaus wird das Sozialamt prüfen,



-  welches Handeln im Einzelfall erforderlich ist,

-  ob durch weitere Arbeitsrichtlinien und -anweisungen bessere Er​gebnisse zu erzielen sind,

-  ob die Zusammenarbeit mit dem Amt für Wohnungsbau und Wohnungswe​sen in der Weise intensiviert werden kann, daß Wohnungstausch häu​figer zustande kommt.



Als Anlagen sind beigefügt:

Die vom Sozialausschuß mit Beschluß vom 22.11.1990 neu gefaßten Richtlinien für die Übernahme von Aufwendungen für die Unterkunft bei Gewährung von Hilfen zum Lebensunterhalt (Mitteilung Nr. I/136).

Die Geschäftliche Mitteilung für den Sozialausschuß vom 12.09.1991, die die Geschäftliche Mitteilung vom 17.05.1991 aktualisiert.



Die Geschäftliche Mitteilung vom 09.08.1991.


Kenntnis genommen.

c) Realisierungswettbewerb für das                         - Drs. 707 


Altenzentrum am Klausdorfer Weg


------------------------------- 

Die Sitzung des Preisgerichts für den og. Wettbewerb hat am 09. Okto​ber 1991 stattgefunden. Es wurden 41 Wettbewerbsarbeiten abgegeben.


Einstimmig hat die Wettbewerbsjury folgende Preisverleihung vorgenommen:


1. Preis
Schnittger Architekten, Kiel


2. Preis
Hans-Jürgen, Piachow, Gunter Staack im Büro 

GPS-Architekten, Braunschweig/Owschlag


3. Preis
Brockstedt + Discher, Dipl.-Ing. Architekten BDA, 





Kiel


4. Preis
Gruppe Stadtraum 





Richter/Zastrow, Freischaffende Architekten, 





Kiel


5. Preis

Dipl.-Ing. Architekt J. Hillmer, Uelzen


1. Ankauf

Architekten BDA Feldmann, Hofmann, Rohde, Schürmeyer, 





Hannover


2. Ankauf

Dipl.-Ing. Architekt Wilfried Kneffel, 





Elmshorn


3. Ankauf

Architekt BDA Klaus Rosenbusch, 





Bremen


4. Ankauf

Architekten Göttsch + Hertzsch, 





Kiel


5. Ankauf

Projektgemeinschaft K. Heinzel, W. Martiensen, 





Hannover

Die Ausstellung der Wettbewerbsarbeiten wurde am 16. Oktober im ehemali​gen HDW-Gebäude in der Sokratesstraße 1 eröffnet und dauerte bis zum


31. Oktober 1991.


Kenntnis genommen

f)  Wohnnutzung des Gebäudes Sternwartenweg 5              - Drs. 765 


​----------------------------------------- 


Frau Potthoff begründet den Antrag der GRÜNEN zusätzlich mündlich.

Die Vorlage wurde von der Ratsversammlung an den Wohnungsausschuß über​wiesen. Dieser hat nach Kenntnisnahme der beigefügten Geschäftlichen Mitteilung wie folgt entschieden:

Da die beantragte Überprüfung bereits vor der Wohnungsausschußsitzung am 07.10.1991 erfolgte, wurde der Antrag unter Vorlage der anliegenden Geschäftlichen Mitteilung mit dem Ergebnis, aus Kostengründen keine Mittel aus dem sozialen Wohnungsbau hierfür zur Verfügung zu stellen, abgelehnt.



Beschluß:   Von der Tagesordnung abgesetzt

g)  Resolutionsantrag Fehlbelegungsabgabe                  - Drs. 766 ​


------------------------------------- 



Die CDU-Fraktion übernimmt den F.D.P.-Antrag. 



Die SPD-Fraktion stelltn folgenden Zusatzantrag:

Der Einstieg in die Fehlbelegungsabgabe ist sozial verträglich zu ge​stalten. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Einkommensgrenzen ge​mäß § 25 WobauG seit ca. 10 Jahren nicht angehoben worden sind. In so​zialen Brennpunkten sollte ggf. von der Erhebung einer Fehlbelegungsab​gabe abgesehen werden.

Gleichzeitig sollten Wege aufgezeigt werden, wie die Fehlsubventionie​rung der Wohneigentumsförderung abgebaut werden kann.



Abstimmung über den Zusatzantrag: 



Beschluß: Nach Antrag, mit Mehrheit bei 3 Gegenstimmen angenommen.



Abstimmung über den Antrag und Zusatzantrag: 



Beschluß: Nach Antrag, mit Mehrheit bei 1 Gegenstimme und 




2 Enthaltungen angenommen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) stellt den Ände​rungsantrag, als Antrag den Ursprungsantrag ihrer Fraktion zu beschlie-


ßen.


Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt, den vom Wohnungsausschuß


beschlossenen Zusatzantrag - Drs. 766 - mitzubeschließen.

Beschluß über den Ursprungsantrag der F.D.P. und den namsn der SPD ge​stellten Zusatzantraq: 


Mit Mehrheit - bei 2 Gegenstimmen.

h)  Fahrzeugausstattung der Feuerwehren der                - Drs. 770 


​Landeshauptstadt Kiel - Sachstandsbericht 


​------------------------------------------- 

Die Feuerwehren der Landeshauptstadt Kiel sind zur Erfüllung ihrer Auf​gaben im Brandschutz, der technischen Hilfeleistung, im Rettungsdienst sowie im Katastrophenschutz ausgerüstet mit Fahrzeugen und Geräten, die aus kommunalen oder Landesmitteln beschafft bzw. vom Bund zur Nutzung zur Verfügung gestellt worden sind. Die Fahrzeuge verteilen sich ent​sprechend dem Verwendungszweck auf die einzelnen Standorte der Berufs​feuerwehr (Hauptwache, Ostwache, Städt. Krankenhaus, Schilksee, Lüb​scher Baum künftig Dietrichsdorf), der Freiwilligen Feuerwehren (Schilksee, Suchsdorf, Russee, Kiel-Mitte, Meimersdorf, Moorsee, Rönne, Wellsee, Elmschenhagen, Dietrichsdorf) und des Katastrophenschutzes im Katastrophenschutzzentrum Julienlust. Über Anzahl, Art, Standort und Nutzer der Fahrzeuge gibt die in der Anlage beigefügte Aufstellung ei​nen Überblick. Gleichzeitig sind dort das aktuelle Alter der Fahrzeuge (Zulassungsdatum) sowie die technisch und wirtschaftlich begründete sinnvolle Lebensdauer dieser Einsatzfahrzeuge aufgeführt.

Im Ergebnis ist festzuhalten, daß mittlerweile für den gesamten Bereich der Feuerwehr (Berufs- und Freiwillige Feuerwehr) von einer generellen Überalterung des Fuhrparks gesprochen werden muß, wobei zukünftig sogar eine besorgniserregend hohe Zahl von 20 Fahrzeugen und 4 Anhängern den Wiederbeschaffungszeitpunkt in z. Z. erheblichem Maße überschritten ha​ben. Dies hat zur Folge, daß zum einen die Aufwendungen für Wartung und Instandhaltung in erheblichem Maße zugenommen haben und zum zweiten die Einsatzaufgabe mit Fahrzeugen abgedeckt werden muß, die buchstäblich in schlechtem Zustand sind. Dies ist beispielsweise im Bereich des Ret​tungsdienstes dem Bürger nur schwer zu vermitteln.

Eine besondere Situation ergibt sich für die Freiwilligen Feuerwehren der Landeshauptstadt, weil die Ausstattung mit Einsatzfahrzeugen aus kommunalen Mitteln nur die Mindestanforderungen - nämlich ein kommuna​les Fahrzeug je Freiwilliger Feuerwehr - abdeckt. Je nach Größe der Wehr sind den Freiwilligen Feuerwehren zusätzlich aus dem Katastrophen​schutz des Bundes ein bis drei Löschfahrzeuge zugeordnet worden. Damit ist dem Grundsatz der Katastrophenschutzgesetzgebung, eine auch für friedensmäßige Katastrophen ausreichende Vorsorge seitens der Kommune zu treffen und auf ergänzende Maßnahmen des Bundes nur in darüber hin​ausgehenden Katastrophenfällen (Spannungsfall) zurückgreifen zu können, nicht entsprochen worden. Vielmehr stützt sich bereits der friedensmä​ßige Katastrophenschutz - streng genommen sogar der kommunale Brand​schutz - in deutlichem Maße auf Material und Ausstattung des Bundes. Diese Situation war so lange vertretbar, als der Bund seine Ausstattung regelmäßig und umfassend im Rahmen der dortigen Vorgaben ausgesondert und erneuert hat.

Zur Zeit ist festzustellen, daß durch das zeitliche Zusammentreffen der Aussonderung aller Fahrzeuge der Beschaffungsjahre 1965 - 1967 mit den erheblichen Anstrengungen des Bundes für den Aufbau des Katastrophen​schutzes in den neuen Bundesländern bereits 6 Tanklöschfahrzeuge und 1 Löschgruppenfahrzeug ausgesondert worden sind, ohne daß ein entspre​chender Ersatz zur Verfügung gestellt wurde. Es ist absehbar, daß 5 weitere Löschgruppenfahrzeuge und 2 Schlauchwagen in den nächsten 2 Jahren ausgesondert werden müssen, ohne daß eine Ersatzbeschaffung vor​ausgesetzt werden kann. Zu dieser Problematik ist am 20.09.91 anläßlich

einer Arbeitstagung der Kreis- und Stadtwehrführer sowie Leiter der Be​rufsfeuerwehren vom Leiter des Amtes für Katastrophenschutz, Herrn Kortüm, ausgeführt worden, daß in den nächsten 3 Jahren sämtliche Neu​beschaffungen in die neuen Bundesländer gehen werden. Über den Folge​zeitraum konnte er überhaupt keine Aussage machen.

Damit wird sich in den kommenden Jahren insbesondere im Bereich der Freiwilligen Feuerwehren ein Engpaß auftun, der nur durch verstärkte Neubeschaffungen von kommunaler Seite ausgeglichen werden kann.



Kenntnis genommen.

7. Anträge der Fraktion 

a)  Nachwahl im Ortsbeirat Wik                               - Drs. 700 -



-------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Für das aus dem Ortsbeirat Wik ausgeschiedene Mitglied Martina



Oppermann wird



Herr Volker Berg, 



Holtenauer Str. 353, 2300 Kiel 1



in den Ortsbeirat Wik gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

b)  Sicherung von Grundstücken für den Kindergartenbau       - Drs. 701 -



-------------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Bauverwaltung wird beauftragt, vordringlich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des Baues von Kindertagesstätten an folgenden Standorten zu schaffen:



a) Rendsburgegr Landstraße voor der Rudolf-Steiner-Schule (Hassee)



b) Postgrundstück zwischen Pestalozzistraße 79-81 und




Holunderbusch 28-34 (Hassee)

c) Grundstück nördlich Timkestraße zwischen Kieler Kuhle und




Kuchelstraße (Wellingdorf)



d) Fläche Rüsterstraße/Jettkorn (Elmschenhagen)

Ratsherr  S o n d e r f e l d (SPD) beantragt die Überweisung in den Jugendhilfeausschuß.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Mit Mehrheit-1 Enthaltung -

c)  Aufhebung der Rahmengenehmigung für                      - Drs. 760 -



tarifliche Sonderangebote der KVAG



----------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterversamm​lung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Ge​sellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 

Abs. 4 Satz 2 des Gsellschaftsvertrages folgenden Beschluß herbeizufüh​ren:

"Die dem Vorstand der KVAG und der Geschäftsführung der VVK befristet bis zum 30.09.1992 nach § 3 Abs. 1 Nr. 8 des Unternehmensvertrages be​treffend die KVAG und § 12 Abs. 1 Nr. 6 des Gesellschaftsvertrages der VVK erteilte Rahmengenehmigung für befristete tarifliche Sonderangebo​te wird mit sofortiger Wirkung aufgehoben."

An der Beratung und Beschlußfassung nehmen die gewählten Aufsichtsrat​miglieder der VVK und der KVAG sowie die dort Beschäftigten nicht teil.

Ratsherr   R o g a c k i    (CDU) bittet um Vornahme einer redaktionel​len Änderung: das Datum im 2. Absatz des Antrages muß "30.09.1992" lau​ten.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

d)  Beitrag zum Abbau der Ausländerfeindlichkeit             - Drs. 761 ​


-------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung bittet die Kieler Schulen - Lehrerinnen und Lehrer, Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern - ihren Schülerinnen und Schülern Informationen und Aktivitäten anzubieten, die dazu beitragen können, mehr Verständnis für ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger, Asylsuchende und Aussiedlerinnen und Aussiedler zu finden und Auslän​derfeindlichkeit abzubauen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

e)  Einrichtung einer städtischen Energieleitstelle          - Drs. 702 ​


----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, die Voraussetzungen für die Einrichtung ei​ner städtischen Energie-Leitstelle zu prüfen und entsprechende Umset​zungsvorschläge vorzulegen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

g)  Erfassung und Beseitigung von Kriegsmunition             - Drs. 763 ​


und chemischen Kampfstoffen in der Ostsee 


-------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel richtet die dringende Bitte an die Schleswig-Holsteinische Landesregierung und an die Bundes​regierung, für eine Beseitigung der in der Ostsee lagernden Kampf- und Munitionsstoffe Sorge zu tragen.

Die Ratsversammlung bittet zu prüfen, inwieweit die Gefahrenbeseitigung im Rahmen von gemeinsamen Bemühungen der betroffenen Ostsee-Anrainer​länder den jeweiligen Marinen (Stichwort: Konversion) übertragen werden kann.

Ratsfrau   L i n d n e r    (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion, den zweiten Halbsatz des ersten Absatzes des Antrages (beginnend nach dem Wort "Bundesregierung") wie folgt zu fassen:

"für eine systematische Erfassung, Untersuchung und Gefährdungsbeurtei​lung bezüglich der in der Ostsee lagernden Kampf- und Munitionsstoffe Sorge zu tragen" und - sofern erforderlich - entsprechende Maßnahmen (Beseitigung, Einkapselung, ...) durchzuführen. ..."



Beschluß mit der vorgetragenen Änderung: - einstimmig -

h)  Kinder- und Jugendhilfegesetz -                          - Drs. 759 ​Kostenbeteiligung des Landes



------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel appelliert eindringlich an die Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages, die mit dem Gesetzentwurf zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes ver​bundene Kostenabwägung auf die örtlichen Träger der Jugendhilfe zu überdenken. Die Landeshauptstadt ist angesichts ihrer schlechten finan​ziellen Situation nicht in der Lage, die im Gesetz normierten Zielvor​stellungen und beschriebenen Maßnahmen ohne einen nachhaltigen Finanz​ausgleich zu realisieren. In Übereinstimmung mit den kommunalen Spit​zenverbänden fordert die Ratsversammlung den Landtag daher auf, die zwingend erforderlichen Vorkehrungen für eine realistische Mindestfi​nanzausstattung für die Umsetzung des Gesetzentwurfes zu treffen. Die Absicht des Landes, sich lediglich mit Zuwendungen nach Maßgabe einzel​ner Haushaltsentscheidungen an den Kosten zu beteiligen, reicht nicht aus, um die wichtigen neuen Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zu fi​nanzieren.

Stadtdrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt Überweisung in den Jugend​hilfeausschuß.



Beschluß:  - mit Mehrheit -

8. Betreff:  Hauptsatzung der Landeshauptstadt Kiel              - Drs. 378 -


Berichterstatter:  Ratsherr Biallowons


Antrag:
1. Die als Anlage beigefügte Neufassung der Hauptsatzung der Lan-





deshauptstadt Kiel wird beschlossen.

2. Die Verwaltung wird ermächtigt, die Hauptsatzung in der geän​derten Fassung neu herauszugeben.


Beschluß:  Von der Tagesordnung abgesetzt

9. Betreff:  Verwaltungshaushalt - Deutscher Städtetag, Köln -   - Drs. 692 -




- überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

7.600,-- DM bei der Haushaltsstelle 020/6612 - Deutscher Städte​tag, Köln - wird zugestimmt.

DieMehrausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bei der Haus​haltsstelle 020/6614 - Deutscher Städtetag - Landesverband Schleswig-Holstein.

Hier stehen noch ausreichend Mittel zur Verfügung, weil die Jah​resumlage für die Landeshauptstadt Kiel 1990 durch die halbjähri​ge Nichtbesetzung der Stelle des Geschäftsführers des Landes- städtetages um fast 25.000,-- DM niedriger ausfiel.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Verlagerung der Geschäftsstelle des                 - Drs. 734 ​




Städtetages Schleswig-Holstein in das




Haus der Kommunalen Selbstverwaltung


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:
1. Der Verlagerung der Geschäftsstelle des Städtetages Schleswig-

Holstein in das Haus der kommunalen Selbstverwaltung, Revent​louallee 6, 2300 Kiel 1, wird zugestimmt.

2. Vorbehaltlich der Beschlußfassung durch die Gremien der ande​ren Mitgliedsstädte verpflichtet sich die Landeshauptstadt Kiel, die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, um

a) den auf sie entfallenden Finanzierungsanteil an einmaligen Investitionskosten für die Verlegung in Höhe von






61.920,-- DM und

b) die laufenden Bewirtschaftungskosten, die als Erhöhungsbe​trag von derzeit 6.579,-- DM in die Verbandsumlage einflie​ßen, zu übernehmen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  1. Nachtragsbewirtschaftungsplan für die            - Drs. 740 ​




Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für




das Wirtschaftsjahr 1992


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Möllenhoff


Antrag:
Dem nachstehenden 1. Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der

Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1991/92 wird zuge​stimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -


Generaldebatte Abfallwirtschaft und Müll


Wie bei der Genehmigung der Tagesordnung beschlossen, werden die Punkte

6 d), 6 e), 7 f) sowie 14 - 18 gemeinsam bei Punkt 12 behandelt, danach

wird über die Tagesordnungspunkte 13 und zuletzt über Tagesordnungspunkt 12 abgestimmt.

6. d) Abfallwirtschaftsplanung Kiel                             - Drs. 723 -



----------------------------- 



Kenntnis genommen.

e) Deponie Schönwohld                                        - Drs. 724 -



------------------ 



Kenntnis genommen.

7. f) Antrag RESTMÜLL-VERGÄRUNG und KALTE ROTTE                 - Drs. 758 -



----------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, zwei Machbarkeitsstudien zu den Komple​xen RESTMÜLLVERGÄRUNG und KALTE ROTTE in Auftrag zu geben. Die Kosten hierfür sind in den Gebührenhaushalt 1992 einzubeziehen.

Ratsfrau   L i n d n e r    (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Über​weisung in den Umweltausschuß.



Beschluß: - mit Mehrheit -

14. Betreff: Gebührensatzung für die Kompostierungsanlage        - Drs. 727 ​



der Landeshauptstadt Kiel in Kiel-Dietrichsdorf,



Hasselfelde


Berichterstatter: Herr Bövingloh

Antrag:  Der Gebührensatzung für die Kompostierungsanlage Hasselfelde in



der anliegenden Fassung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Deponie Schönwohld                                  - Drs. 728 -



- Herrichtung der Ersatzfläche -


Berichterstatter: Herr Stadtrat Schirmer

a) Dem Mehrbedarf in Höhe von 10.846.700,-- DM gemäß Kostenan​schlag für die Herrichtung der Ersatzfläche der Deponie Schön​wohld gegenüber der bisherigen Kostenberechnung wird zuge​stimmt.

b) Der Kostenanschlag vom 21.05.1991 in Höhe von 21.429.000,-- DM (HHSt. 72.005.951) wird festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff: Deponie Schönwohld                                  - Drs. 729 -



- Sickerwasserbehandlungs- und



Gasnutzungsanlage -


Berichterstatter: Magistratsdirektor Bövingloh

Antrag:  a) Dem Mehrbedarf in Höhe von 948.500,-- DM gemäß Kostenanschlag

vom 09.10.1991 für den Bau einer Sickerwasserbehandlungs- und Gasnutzungsanlage auf der Deponie Schönwohld gegenüber der bis​herigen Kostenberechnung wird zugestimmt.

b) Der Teilkostenanschlag für die Sickerwasserspeicherbecken in Höhe von 528.600,-- DM vom 15.10.1990 wird aufgehoben.

c) Der Gesamtkostenanschlag für den Bau einer Sickerwasserbehand​lungs- und Gasnutzungsanlage einschließlich der Sickerwasser​speicherbecken auf der Deponie Schönwohld vom 09.10.1991 in Hö​he von 9.825.500,-- DM wird festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Deponie Schönwohld                                  - Drs. 730 -



- Bau einer Zwangsentgasung -


Berichterstatter: Herr Stadtrat Schirmer

Antrag:  a) Dem Mehrbedarf in Höhe von 1.300.000,-- DM gemäß Kostenanschlag vom 10.10.1991 für die Zwangsentgasungsanlage der Alt- und Er​satzfläche der Deponie Schönwohld gegenüber der bisherigen Ko​stenberechnung wird zugestimmt.

b) Der Teilkostenanschlag für den Bau einer Zwangsentgasung auf der Altfläche der Deponie Schönwohld in einer Höhe von 1.620.000,-- DM vom 03.09.1991 wird aufgehoben.



c) Der Gesamtkostenanschlag für den Bau einer Zwangsentgasung auf

der Alt- und der Ersatzfläche der Deponie Schönwohld vom 10.10.1991 in Höhe von 3.820.000,-- DM wird festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: Deponie Schönwohld                                  - Drs. 731 -



- Rekultivierung der Altfläche -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  a) Dem Mehrbedarf in Höhe von 6.323.000,-- DM gemäß Kostenanschlag für die Rekultivierung der Altfläche der Deponie Schönwohld ge​genüber der bisherigen Kostenberechnung wird zugestimmt.

b) Der Kostenanschlag vom 15.05.1991 in Höhe von 14.160.000,-- DM (HHSt. 72/502) wird festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Änderung der Satzung über die                       - Drs. 726 



​Vermeidung und Entsorgung von Abfällen



im Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die beigefügte 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung) vom 29.11.1990 wird beschlossen.


Beschluß: Vertagt.

12. Betreff:  Tarifänderung für das Müllheizwerk                  - Drs. 725 



​der Müllverbrennung Kiel GmbH


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Dem Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der nächsten ordentli-

chen Gesellschafterversammlung der Müllverbrennung Kiel GmbH wird Weisung erteilt, der in Abschnitt VIII Ziff. 5 der Benutzungsord​nung für das Müllheizwerk mit Wirkung ab 01.01.1992 festgelegten Tariferhöhung




von 10,60 DM auf 20,60 DM zuzüglich Umsatzsteuer 




je angefangene 100 kg angelieferter Abfälle




und von 13,-- DM auf 20,-- DM einschließlich Umsatzsteuer 




je Kleinanlieferung bis zu 100 kg




zuzustimmen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Standartisierte Systeme zur Unterbringung von       - Drs. 732 ​



Restmüll- und Wertstoffbehältern im öffentlichen




Raum


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:

1. Die Ratsversammlung stimmt zu, daß in vertretbaren Ausnahme-

fällen öffentliche Flächen als Standplätze für Papier-, Bio​und Restmüllbehälter zur Verfügung gestellt werden.

2. Es werden fünf Architekturbüros beauftragt, stadtgestalterisch verträgliche Lösungen zur Unterbringung von Restmüll- und Werkstoffbehältern in Gehweg- und Fahrbahnbereich, in Grünan​lagen und auf öffentlichen Parkplätzen zu entwickeln.

3. Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 72.656 - Planungs​kosten für Behälterstandplätze in Höhe von 76.000,-- DM. Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.676 - An private Unternehmen.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

20. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 735 ​Haushaltsstelle 110/650 - Bürobedarf -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstel-



le 110.650 - Bürobedarf - in Höhe von 13.000,-- DM wird gemäß

§ 82 Abs. 1 GO zugstimmt. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der HHSt. 822.715 - Zuschuß an den Erfolgsplan -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 694 



​08/6610 - Schleswig-Holsteinische

Gemeindeverwaltungs- und Sparkassenschule e.V. -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 08/6610 - Schleswig-Holsteinische Gemein-

deverwaltungs- und Sparkassenschule e. V. - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 10.700,-- DM zugstimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von

8.900,-- DM bei der Haushaltsstelle 0220/164 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts vom sonstigen öffentlichen Be​reich - und durch Minderausgaben in Höhe von 1.800,-- DM bei der Haushaltsstelle 0220/711 - Zuweisung an das Land gem. § 8 SCHWBHG -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Öffentliche Bekanntmachungen                        - Drs. 722 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 7.900,-- DM bei der

Haushaltsstelle 115.653 - Öffentliche Bekanntmachungen - wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 115.167 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts von übrigen Bereichen - in gleicher Hö​he.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 715 -

72.6793 - Sonstige innere Kostenerstattungen -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö-



he von
23.200,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.6793 - Sonstige



innere Kostenerstattungen.


Der Deckungsvorschlag wird in den Antragstext übernommen.


Beschluß einschl. dieser redaktionellen Änderung: Nach Antrag


- einstimmig -

24. Betreff:  Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen         - Drs. 716 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö-



he von
60.000,-- DM bei der HHSt. 771.550 - Pflege und Unterhal-

tung von Kraftfahrzeugen -. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 72.676 - An private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen         - Drs. 717 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö-



he von
30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.550 - Pflege und



Unterhaltung von Kraftfahrzeugen -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.,676 - An private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  Grundstücksabgaben - überplanmäßige Ausgabe -       - Drs. 718 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

24.000,-- DM bei der HHSt. 675.540 - Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 72.676 - An private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Beseitigung von Abfällen                            - Drs. 719 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in

Höhe von 20.000,-- DM bei der HHSt. 675.675 - An öffentliche, wirtschaftliche Unternehmen -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 72.676 - An private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Wasser-, Gas- und Strombezug                        - Drs. 720 ​- Überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö-

he von 19.000,-- DM bei der HHSt. 675.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei der HHSt. 72.676 - An private Unternehmen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Herrichtung der Mitarbeiterunterkunft               - Drs. 721 



​Wiener Allee 32


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe bei

der neu einzurichtenden HHSt. 675.041.940 - Herrichtung der Mit​arbeiterunterkunft Wiener Allee 32 - in Höhe von 92.000,-- DM.



Die Ausgabe wird gedeckt durch

a) Minderausgaben in Höhe von 30.000,-- DM bei der HHSt. 675.029.940 - Garage Unterkunftsgebäude Quittenstraße - und

b) einer außerplanmäßigen Einnahme in Höhe von 62.000,-- DM bei der neu einzurichtenden HHSt. 675.041.366 - Versicherungslei​stung für Brandschaden -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  1.Änderung zur Gebührensatzung für den              - Drs. 744 ​Rettungsdienst der Landeshauptstadt Kiel



vom 10.12.1990


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Änderung in der 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für

den Rettungsdienst der Landeshauptstadt Kiel vom 10.12.1990 wird zum 01.11.1991 zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit bei 1 Gegenstimme -

31. Betreff:  Unvorhergesehene Mehrausgabe für die Unterhaltung   - Drs. 745 



​von Kraftfahrzeugen und dem Feuerlöschschiff


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Die Sperre bei der HHSt. 130.550 - Pflege und Unterhaltung von

Kraftfahrzeugen und anderen Fahrzeugen - in Höhe von 41.000,-- DM wird aufgehoben. Gleichzeitig wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 11.000,-- DM zugestimmt.



Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in Höhe von

52.000,-- DM bei der HHSt. 822.715 - Zuschuß an den Erfolgsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff:  Unabweisbare Nachforderungen für die Anschaffung    - Drs. 746 



​eines Notarzteinsatzfahrzeuges


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Die Sperre bei der HHSt. 160.000.9350 - Fahrzeuge und sonstige



Transportmittel - in Höhe von 8.000,-- DM wird aufgehoben.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der HHSt. 561.009.360 - Vom Bund für den Neubau einer Kunstturnhalle -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Unvorhergesehene Mehrausgaben für die Abfuhr        - Drs. 747 ​



der Müllcontainer bei der Schadstoffsammelstelle


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 8.500,-- DM bei der HHSt.



130.6793 - Sonstige innere Kostenerstattungen - wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der HHSt. 130.1691 - Sonstige innere Kostenerstattungen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  2. Nachtrag zur Entgeltsordnung für das Wohnheim    - Drs. 705 ​



der beruflichen Schulen der Landeshauptstadt



Kiel,Königsweg 80 a und Speckenbeker Weg 53


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Dem beigefügten Entwurf des 2. Nachtrags zur Entgeltsordnung für

das Wohnheim der Beruflichen Schulen der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  Aufhebung der 10%igen Haushaltssperre sowie         - Drs. 706 



​Leistung von überplanmäßigen Ausgaben


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
a) Bei der Haushaltsstelle 23.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel -

wird der Aufhebung der 10 %igen Haushaltssperre in Höhe von 22.600,-- DM sowie der sofortigen Leistung einer überplanmäßi​gen Ausgabe in Höhe von 8.400,-- DM zugestimmt.

Der Gesamtbetrag wird gedeckt durch zusätzliche Sperre eines Betrages von 31.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 24.610




- Lehr- und Unterrichtsmittel -.

b) Bei der Haushaltsstelle 21.521 - Betriebsgerät-/inventar und andere Gebrauchsgegenstände - wird der Aufhebung der 10 %igen Haushaltssperre in Höhe von 29.500,-- DM zugestimmt.

Der Gesamtbetrag wird gedeckt durch zusätzliche Sperre eines Betrages von





5.000,-- DM bei der HHSt.  22.521 - Betriebsgerät,-inventar 

u. andere Gebrauchs- gegenstände 





5.000,-- DM bei der HHSt.  23.521 -   - " - 





4.500,-- DM bei der HHSt. 250.521 -   - " - 

15.000,-- DM bei der HHSt.  26.521 -   - " -

c) Bei der Haushaltsstelle 200.6580 - Transport, Fracht- und La​gerkosten - wird der Aufhebung der 10 %igen Haushaltssperre in Höhe von 4.500,-- DM sowie der sofortigen Leistung einer über​planmäßigen Ausgabe in Höhe von 7.000,-- DM zugestimmt.

Der Gesamtbetrag wird gedeckt durch Mehreinnnahmen in Höhe von 5.500,-- DM bei der Haushaltsstelle 23.174 - Zuweisungen vom sonstigen öffentlichen Bereich - und 6.000,-- DM bei der Haus​haltsstelle 27.140 - Aus Vermietung und Verpachtung -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Erhöhung des Investitionszuschusses an die          - Drs. 737 



​Kieler Flughafengesellschaft mbH


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö-

he von 90.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 823.000.985 - Kieler Flughafengesellschaft mbH/Investitionszuschuß - im Haushaltsjahr 1991.



Deckung erfolgt durch ........................................


Beschluß: Mit Änderung einstimmig

37. Betreff:  Vergrößerung und Höhergruppierung des
            - Drs. 738 -



Philharmonischen Orchesters der



Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
I.   Das Philharmonische Orchester der Landeshauptstadt Kiel wird

stufenweise von der Vergütungsgruppe B des Tarifvertrrages für die Musiker in Kulturorchestern (TVK) höhergruppiert in die Vergütungsgruppe A TVK.





1. Stufe

Im Jahre 1993 werden zwei Planstellen eingerichtet. Mehrkosten hierfür pro Jahr
           ca. 112.600 DM





Dem gesamten Orchester wird aufgrund der Ta-

rifnormen die Zulage gemäß Fußnote zur Ver​gütungsgruppe B der Vergütungsordnung zum TVK (nachfolgend Vergütungsgruppe B/F ge​nannt) gewährt.

Mehrkosten für die Zulage von B nach B/F pro 

Jahr
           ca. 251.400 DM

Mehrkosten für die Erhöhung der Tätigkeits-





zulagen pro Jahr
          ca.  22.000 DM




Mehrkosten Stufe 1 gesamt                     ca.
386.000 DM




2. Stufe

Im Jahre 1994 werden drei Planstellen nach




Vergütungsgruppe B/F eingerichtet.




Mehrkosten pro Jahr                           ca.
168.900 DM




3. Stufe

Im Jahre 1995 werden vier zusätzliche Plan-




stellen eingerichtet.




Mehrkosten pro Jahr                           ca.
225.200 DM




4. Stufe




Im Jahre 1996 werden 14 Planstellen einge-

richtet. Es werden lediglich fünf Planstel-




len besetzt.




Mehrkosten pro Jahr                           ca.
427.000 DM




Neun Planstellen werden mit einem Sperrver-

merk versehen. Das gesamte Orchester wird




gemäß TVK in die Vergütungsgruppe A eingrup-




piert.




Mehrkosten hierfür                            ca.
756.500 DM




Mehrkosten Stufe 4 gesamt                       1.183.500 DM




Mehrkosten Stufen 1 - 4 betragen insgsamt       1.963.600 DM

II.  a) Die Chor- und Ballettgagen werden in den





Jahren 1993 bis 1995 entsprechend den je-





weiligen Tarifnormen um jährlich
38.000 DM





angehoben.




b) Im Jahre 1995 werden die Chor- und Bal-





lettgagen entsprechend den jeweils gel-





tenden Tarifnormen um
294.000 DM





angehoben.

III. Die gesamten Mehrkosten nach Abschluß der Höhergruppierungsmaßnahme werden nach dem




derzeitigen Stand der Vergütungstarifverträ-

ge jährlich auf                                 2.295.600 DM festgesetzt.

IV.  Dieser Beschluß wird erst wirksam, wenn das




Land Schleswig-Holstein schriftlich erklärt

hat, daß es die Hälfte der Mehrkosten, be-

ginnend ab dem Haushaltsjahr 1993, trägt.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

38. Betreff:  Überplanmäßige Personalausgaben                     - Drs. 739 ​



der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel



für das Bewirtschaftungsjahr 1990/1991


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Bei der HHSt. 331.4 - Personalausgaben des Amtes für die Bühnen

der Landeshauptstadt Kiel - wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 874.567,75 DM im Bewirtschaftungsjahr 1990/91 zuge​stimmt.



Die Ausgabe wird mit einem Teilbetrag in Höhe von
38.570,07 DM

aus dem eigenen Bereich des Amtes durch Mehreinnahmen bei der HHSt.
331.171 - Vom Land - gedeckt. Der Teilbetrag in Höhe von



835.997,68 DM wird  gedeckt durch ...


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

39. Betreff:  Unterbringung und Betreuung von
- Drs. 736 -



Asylbewerber/innen- Überplanmäßige Ausgaben gemäß



§ 82 GO -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

12.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 437/546 - Sonstige Bewirt​schaftungskosten - wird gemäß § 82 GO zugstimmt. Die Mehrausgabe wird durch nachfolgende Einsparungen gedeckt:



436/530  Mieten für Einrichtungen der Hilfe 




zur Arbeit
7.000,-- DM



470/7027 Beratungsstelle für Frauen mit be- 




sonderen sozialen Schwierigkeiten
5.000,-- DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

40. Betreff:  Umstufung öffentlicher Verkehrsflächen
- Drs. 709 -

hier: Zufahrt zu den Häusern Hofholzallee 76 a-c


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der als Zufahrt zu den Häusern Hofholzallee 76a-c dienende Weg

wird gemäß § 7 Abs. 1 und 4 des Straßen- und Wegegesetzes für das Land Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Janu-

ar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert am 24. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), von der sonstigen öffentlichen Straße nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 a) StrWG - Feldweg - zur sonstigen öffent​lichen Straße nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 c) umgestuft.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

41. Betreff:  Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahr 1992
- Drs. 710 -



hier: 9. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der anliegenden 9. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung

von Gebühren für die Benutzung der Abwasseranlagen der Landes​hauptstadt Kiel (Gebührensatzung) vom 23. Dezember 1981 wird zu​gestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

42. Betreff:  Satzung zum Schutz des Baumbestandes im
- Drs. 711 -



Innenbereich der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die beiliegende "Satzung zum Schutz des Baumbestandes im Innenbe-

reich der Landeshauptstadt Kiel (Baumschutzsatzung)" wird be​schlossen.

Stadtbaurat Dr.  F l a g g e   (SPD) trägt folgende, in Bauausschuß und Ma​gistrat beschlossene Änderung vor:


"§ 3 Abs. 2 Satz 1 lautet wie folgt:

Nicht geschützt sind Nadelgehölze, Obstbäume und Birken in Dauerkleingärten nach § 1 Abs. 1 und 3 des Bundeskleingartengesetzes."


Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) stellt folgenden Änderungsantrag:

"1. Die Dauerkleingartenflächen werden aus dem Geltungsbereich der Satzung ausgenommen.


 2. Obstbäume und Nadelgehölze fallen nicht unter den Schutz der Satzung."

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) ruft auf Antrag eine getrennte Ab-


stimmung dieser beiden Punkte auf.


Beschluß zu Ziff. 1: Abgelehnt - mit Mehrheit. 


Beschluß zu Ziff. 2: Abgelehnt - mit Mehrheit. 


Beschluß über Drs. 711 einschl. der vorgetragenen Änderung: 


Nach Antrag - mit Mehrheit -

43. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 713 




​21.100.964 - Grund- und Hauptschulen;

Fernwärmeanschluß Theodor-Heuss-Schule; hier: Genehmigung einer Eilentscheidung 

des Oberbürgermeisters

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1




S. 3 GO vom 26.09.1991 wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 21.100.964 - Grund- und Hauptschulen; Fernwärmeanschluß Theodor-Heuss-Schule - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 135.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 345.001.941 - Deutsch-Türkisches Volks​haus; Fernwärmeanschluß.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

44. Betreff:  Überplanmäßige Ausgaben bei den Haushaltsstellen    - Drs. 




714 ​600.654 - Bauverwaltungsamt; Reisekosten, 




Wegstreckenentschädigung - und 700.654 -




Stadtentwässerung; Reisekosten,




Wegstreckenentschädigung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei folgenden Haushaltsstellen wird einer überplanmäßigen Ausgabe




von insgesamt 33.000,-- DM zugestimmt:




600.654 -
Bauverwaltungsamt; Reisekosten,






Wegstreckenentschädigung            28.700,-- DM




700.654 -
Stadtentwässerung; Reisekosten,






Wegstreckenentschädigung             4.300,-- DM



insgesamt
                                    33.000,-- DM

Die Ausgabe wird gedeckt durch entsprechende Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 873.140 - Parkhäuser; Miete, Pacht.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

45. Betreff:  Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe     - Drs. 742 ​



für das Wirtschaftsjahr 1992



hier: Nachmeldung zum Entwurf des





Vermögensplans 1992


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
Der als Anlage beigefügten Nachmeldung zum Entwurf des Vermögens-

plans 1992 wird zugestimmt. Es erhöhen sich im Entwurf des Vermö​gensplans der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1992 die Einnahmen und Ausgaben um jeweils 412.000,-- DM und die Verpflichtungsermächtigungen um 4.400.000,-- DM.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

46. Betreff:  Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe      - Drs. 743 



​der Landeshauptstadt Kiel für das



Wirtschaftsjahr 1990


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
a) Stellungnahme des Magistrats/Kenntnisnahme durch die Ratsver-




sammlung:

Die durch den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein mit der Prüfung des Jahresabschlusses 1990 beauftragte Wirtschaftsprü​fersozietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer, Muhli-

usstr. 63, 2300 Kiel 1, hat für den Jahresabschluß zum 31.12.1990 folgenden abschließenden Prüfungsvermerk erteilt:

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der Jahresabschluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord​nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluß. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind durch struktur- und aufga​benbedingte Verluste gekennzeichnet."

Der Magistrat empfiehlt der Ratsversammlung, den Jahresabschluß festzustellen und den Jahresverlust im Rahmen des Wirtschafts​plans 1990 auszugleichen.

b) Der Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1990 wird festgestellt:

Es betragen die Bilanzsumme               167.883.819,48 DM die Summe der Erträge          24.589.454,50 DM die Summe der Aufwendungen     30.547.718,77 DM der Jaharesverlust              5.958.264,27 DM

c) Der Jahresverlust von 5.958.264,27 DM wird aus dem Verwal​tungshaushalt der Landeshauptstadt Kiel ausgeglichen.



d) Dem Magistrat und der Werkleitung wird Entlastung erteilt.



Zu a): Endgültiger Beschluß durch den Magistrat (Stellungnahme)/

die Ratsversammlung (Kenntnisnahme)





Zu b) - d): Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

47. Kleine Anfragen 

a)  Landschaftsschutzgebiet "Zwischen Heischer Tal           - Drs. 703 -

und Schilkseer Steilküste" 

---------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Welchen Stand hat das Rechtssetzungsverfahren für die endgültige Un​terschutzstellung des einstweilig sichergestellten Landschafts​schutzgebietes "Zwischen Heischer Tal und Schilksee Steilküste", und wann ist mit seinem Abschluß durch die zuständige Untere Land​schaftspflegebehörde zu rechnen?

2. Wird der eiszeitliche Talzug am Braunen Berg wie im Entwurf der Un​teren Landschaftspflegebehörde vom 18.2.1991 vorgesehen von der Schutzausweisung mit erfaßt? Wenn ja, wie sind vor diesem Hinter​grund die Planungsüberlegungen zum B-Plan Nr. 818 (MAK-Erweiterung) zu werten? Wenn nein, welche Gründe führten dazu, das Gebiet aus dem Entwurf der Schutzverordnung wieder auszuklammern?

3. Erfüllt der eiszeitliche Talzug am Braunen Berg/Palisadenweg die Un​terschutzstellungskriterien gemäß § 18 LPflegG und welche Einschät​zung seitens der Unteren Landschaftspflegebehörde liegt dieser Ent​scheidung zugrunde?


Kenntnis genommen.

49. Betreff:  Museum für Industrie- und Alltagskultur             - Drs. 645 -


Berichterstatter:  Stadträtin Lentz/Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Der Beschluß der Ratsverammlung vom 21.09.1989 über die Er-

richtung eines Museums an der Hörn (Südspitze) wird aufgeho​ben. 

Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung.

2. Das Museum soll nunmehr in der ehemaligen Maschinenhalle Buckau-Wolff, auf dem Gelände HDW-Süd eingerichtet werden. Da​zu ist das Gebäude umzubauen. Die erste Ausbaustufe eines funktionsfähigen Museums darf den in Aussicht gestellten Lan​deszuschuß in Höhe von 12,3 Mio. DM für den Ausbau nicht über​schreiten. 

Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung.

3. Einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 300.000,-- DM für das Aufstellen der Haushaltsunterlage - Bau - wird zugestimmt. Deckung durch Zuwendung des Landes. 

Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung.

4. Die Hörn-Sanierung ist im Rahmen des bestehenden Gesamtkonzep​tes vorrangig so zu betreiben, daß die genehmigungsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. 

Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Ratsherr   K r u m r e y    (CDU) beantragt namens seiner Fraktion getrenn​te Abstimmung der Ziffern des Antragstextes.

Beschluß über Drs. 645 Ziff. 1: - einstimmig - Beschluß über Drs. 645 Ziff. 2-4: - mit Mehrheit -

50. Betreff:  Teillandschaftsplan Russee-Drachensee               - Drs. 360 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Den Aussagen des während der Sitzung aushängenden Teilland-

schaftsplanes in Verbindung mit dem beigefügten Maßnahmenkata​log (Anlage 1) wird zugestimmt.

2. Für die Siedlung Hammer wird ein Bebauungsplan aufgestellt mit dem Ziel, eine verträgliche Lösung für die Pferdehaltung im Stadtteil zu finden. Dazu sind Gespräche mit den Betroffenen zu führen, um eine einvernehmliche Lösung zu finden.

3. Für die Inanspruchnahme der Flächen für die Grundschule sind neben den benachbarten Hundeübungsflächen weitere ausreichende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durchzuführen.

4. Die Hundeübungsplätze sollen möglichst in räumlicher Nähe zum Teckelübungsplatz nördlich der Rendsburger Landstraße neu aus​gewiesen werden. Ansonsten sind Flächen am Bramberg bereitzu​stellen.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

51. Betreff:  Mehrausgaben für Veranstaltungen und                - Drs. 768 ​Ausstellungen in der Stadtgalerie



hier: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von

9000,- DM bei der Hhst. 346.5901 ​Ausstellungen, Wettbewerbe, sonstige Veranstaltungen, Werbung


Berichterstatter:  Stadträtin Lentz


Antrag:
a) Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

9.000,-- DM bei der HHSt. 346.5901 - Ausstellungen, Wettbewer​be, sonstige Veranstaltungen, Werbung -

b) Die überplanmäßige Ausgabe wird gedeckt durch Einsparungen bei der HHSt. 346.643 - Beiträge und Umlagen für sonstige Versi​cherungen - in gleicher Höhe.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

52. Betreff:  Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe           - Drs. 771 



​bei der Haushaltsstelle 002/654 -

Reisekosten, Wegstreckenentschädigung ​hier: Genehmigung einer Eilentscheidung 

des Magistrats

Berichterstatter:  Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 GO vom



6. November 1991 - Punkt 5 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö​he von 8.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 002/654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigung -



Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in gleicher

Höhe bei der Haushaltsstelle 061/531 - Miete für die Benutzung von EDV-Anlagen -


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

53. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe Gebäudeunterhaltung Schulen  - Drs. 772 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Möllenhoff


Antrag:
Einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 225.000,-- DM im Ver-

waltungshaushalt 1991 bei der Haushaltsstelle 21.500 - Grund- und Hauptschulen, Unterhaltung der Gebäude - wird zugestimmt.

Die überplanmäßige Ausgabe wird gedeckt durch eine gleichhohe Einnahme bei der Haushaltsstelle 21.1713 - Sonderbedarfszuweisung vom Land für Sanierungs- und Instandsetzungsarbeiten -


Tischvorlage - Dringlichkeit anerkannt -


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

54. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 12./13. Dezember 1991 stattfindet. Da es sich um die Haushaltsberatungen handelt, sind die Sitzungen ganztägig und beginnen je​weils um 09.00 Uhr.


Stadtpräsidentin             1. Schriftführerin         2. Schriftführerin

1. Stellv.                                              2. Stellv. Schriftführer                                              Schriftführerin


Protokollführer

